
6. Müssen der Kapitän des Schiffes und das Schifffahrts­
unternehmen, das er vertritt, als Verursacher des vor­
schriftswidrigen Verbringens der Ware in die Gemein­
schaft und infolgedessen als Zollschuldner im Sinne 
von Art. 202 Abs. 3 erster Gedankenstrich der Verord­
nung Nr. 2913/92 zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften angesehen werden, wenn auf der 
Grundlage der Angaben des Kapitäns durch dessen Ver­
treter eine summarische Anmeldung abgegeben worden 
ist, in der die verbrachte Ware unter einer unrichtigen 
Bezeichnung angegeben wurde, wodurch nach Art. 202 
Abs. 1 dieser Verordnung eine Zollschuld wegen vor­
schriftswidrigen Verbringens der Ware in die Gemein­
schaft entstanden ist? 

7. Falls die fünfte und/oder die sechste Frage verneint wer­
den: Können die in der fünften und/oder der sechsten 
Frage genannten Personen unter den gegebenen Umstän­
den als Zollschuldner im Sinne von Art. 202 Abs. 3 
zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 2913/92 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften ange­
sehen werden? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. November 2000 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der 
Gemeinschaften (ABl. L 311, S. 17). 

Rechtsmittel, eingelegt am 3. September 2010 von Volker 
Mauerhofer gegen den Beschluss des Gerichts (Dritte 
Kammer) vom 29. Juni 2010 in der Rechtssache 

T-515/08, Volker Mauerhofer/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-433/10 P) 

(2010/C 301/24) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Volker Mauerhofer (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt J. Schartmüller) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— den angefochtenen Beschluss aufzuheben; 

— endgültig in der Sache zu entscheiden und die angefochtene 
Maßnahme für nichtig zu erklären oder, hilfsweise, die 
Rechtssache zur erneuten Entscheidung an das Gericht zu­
rückzuverweisen; 

— ihm in Ausübung der Befugnis des Gerichtshofs zu unbe­
schränkter Nachprüfung eine Entschädigung in Höhe von 

5 500 EUR für den durch das rechtswidrige Verhalten in 
Form der angefochtenen Entscheidung und durch das Fehlen 
geeigneter Anweisungen an den Teamleiter (Experte 1) ent­
standenen finanziellen Schaden zuzusprechen; 

— dem Rahmenvertrag-Unterstützungsteam aufzugeben, das 
Formular zur Bewertung des Auftragnehmers vorzulegen, 
das in Bezug auf das streitgegenständliche Projekt einge­
reicht wurde; 

— der Beklagten die im ersten Rechtszug und im Rechtsmittel­
verfahren entstandenen Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der Rechtsmittelführer trägt vor, dass der angefochtene Be­
schluss aus folgenden Gründen aufzuheben sei: 

— Verfälschung von Tatsachen, die die sprachliche Überprü­
fung des Beitrags des Rechtsmittelführers betreffen; 

— unzulängliche Prüfung der Begründung des angefochtenen 
Beschlusses, die die sprachliche Überprüfung betrifft; 

— unzulängliche Prüfung des Streitpunkts der Leistung der Be­
klagten; 

— rechtswidrige Annahme, dass die angefochtene Entscheidung 
die Stellung des Rechtsmittelführers als Dritten nicht be­
rühre; 

— rechtswidrige Annahme, dass die angefochtene Maßnahme 
die Rechtsstellung des Rechtsmittelführers nicht in qualifi­
zierter Weise geändert habe; 

— rechtswidrige Annahme, dass die angefochtene Maßnahme 
von der Beklagten nicht in Ausübung hoheitlicher Gewalt 
erlassen worden sei; 

— rechtswidrige Annahme, dass die angefochtene Maßnahme 
rechtzeitig ordnungsgemäß förmlich erlassen worden sei; 

— rechtswidrige Verletzung der Interessen des Rechtsmittelfüh­
rers durch Nichteinhaltung der vorgeschriebenen Verfahren; 

— Verstoß gegen den allgemeinen gemeinschaftsrechtlichen 
Grundsatz der Gleichbehandlung und Verletzung der Grund­
rechte des Rechtsmittelführers; 

— rechtswidrige Annahme einer „unwesentlichen Änderung der 
Aufteilung von Tagen auf die Experten“; 

— Verletzung des allgemeinen gemeinschaftsrechtlichen An­
spruchs auf rechtliches Gehör. 

Klage, eingereicht am 15. September 2010 — Europäische 
Kommission/Bundesrepublik Deutschland 

(Rechtssache C-445/10) 

(2010/C 301/25) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: C. 
Egerer und A. Alcover San Pedro, Bevollmächtigte)
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Beklagte: Bundesrepublik Deutschland 

Anträge der Klägerin 

Die Klägerin beantragt, wie folgt zu entscheiden: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland hat dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus der Richtlinie 2007/2/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur 
Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen 
Gemeinschaft (INSPIRE) ( 1 ) verstoßen, dass sie die erforder­
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung 
dieser Richtlinie nicht vollständig erlassen beziehungsweise 
der Kommission diese Vorschriften nicht vollständig mit­
geteilt hat. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten des 
Verfahrens. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Umsetzungsfrist der Richtlinie sei am 14. Mai 2009 
abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 108, S. 1 

Rechtsmittel, eingelegt am 15. September 2010 von der 
Grain Millers, Inc. gegen das Urteil des Gerichts (Siebte 
Kammer) vom 9. Juli 2010 in der Rechtssache T-430/08, 
Grain Millers, Inc./Harmonisierungsamt für den 
Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle), Grain Millers 

GmbH & Co. KG 

(Rechtssache C-447/10 P) 

(2010/C 301/26) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Grain Millers, Inc. (Prozessbevollmächtigte: 
L.-E. Ström, K. Martinsson, advokater) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle), Grain Millers GmbH & 
Co. KG 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts der Europäischen Union (Siebte Kam­
mer) vom 9. Juli 2010, Grain Millers/HABM (T-430/08), mit 
dem die Entscheidung R 478/2007-2 der Zweiten Beschwer­
dekammer des HABM vom 23. Juli 2008 zu einem Wider­
spruchsverfahren zwischen der Grain Millers GmbH & Co. 
KG und der Grain Millers, Inc. bestätigt wurde, zur Gänze 
aufzuheben, dem HABM die Kosten im Zusammenhang mit 
dem Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof und vor 
dem Gericht aufzuerlegen sowie dem HABM und der Grain 
Millers GmbH & Co. KG die Kosten im Zusammenhang mit 
den Verfahren vor der Beschwerdekammer des HABM und 
der Widerspruchsabteilung des HABM aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Im vorliegenden Fall gehe es um die Frage, ob die Grain Millers 
GmbH & Co. KG einen ausreichenden Nachweis für die Benut­
zung des Zeichens GRAIN MILLERS erbracht habe, um die 
Voraussetzungen nach Art. 8 Abs. 4 der Verordnung ( 1 ) zu 
erfüllen, so dass dieses Zeichen ein Hindernis für die Gemein­
schaftsmarkenanmeldung Nr. 003650256 GRAIN MILLERS der 
Rechtsmittelführerin darstelle. 

Das Gericht habe sich zuvor im Urteil vom 24. März 2009, 
Alberto Jorge Moreira da Fonseca/HABM — General Óptica 
(T-318/06 bis T-321/06, Randnrn. 33-35), der Auslegung des 
Zwecks der in Art. 8 Abs. 4 der Verordnung enthaltenen Be­
dingung „von mehr als lediglich örtlicher Bedeutung“ gewidmet, 
der darin bestehe, die möglichen Konflikte auf solche mit wirk­
lich bedeutsamen Zeichen zu begrenzen, wobei nicht nur die 
geografische, sondern auch die wirtschaftliche Bedeutung des 
Zeichens zu bewerten sei, und Letztere wiederum nach der 
Zeitdauer, während der das Zeichen seine Funktion im geschäft­
lichen Verkehr erfüllt habe, und der Intensität seiner Benutzung. 
In der angefochtenen Entscheidung habe das Gericht jedoch 
diesen Ansatz nicht verfolgt, und nichts spreche dafür, dass es 
sich überhaupt der in diesem Urteil aufgestellten Grundsätze 
bewusst gewesen sei. 

Das Gericht sei fälschlich der Auffassung gewesen, Art. 8 Abs. 4 
verlange zur Untermauerung des Widerspruchs keinen Nachweis 
der ernsthaften Benutzung des Zeichens, wie von Art. 43 Abs. 2 
der Verordnung gefordert. 

Das Gericht habe fälschlich frühere Rechtsprechung zur Beweis­
würdigung und zu den Beweisanforderungen außer Acht 
gelassen. 

( 1 ) Verordnung20. Dezember 1994 (EG) Nr. 40/94 des Rates vom über 
die Gemeinschaftsmarke, ABl. 1994, L 11, S. 1. 

Rechtsmittel, eingelegt am 16. September 2010 von 
AstraZeneca AB und AstraZeneca plc gegen das Urteil 
des Gerichts erster Instanz (Sechste erweiterte Kammer) 
vom 1. Juli 2010 in der Rechtssache T-321/05, 
AstraZeneca AB, AstraZeneca plc/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-457/10 P) 

(2010/C 301/27) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerinnen: AstraZeneca AB, AstraZeneca plc (Pro­
zessbevollmächtigte: M. Brealey, QC, M. Hoskins QC und D. 
Jowell, Barristers, sowie F. Murphy, Solicitor) 

Andere Verfahrensbeteiligte: European Federation of Pharmaceuti­
cal Industries and Associations (EFPIA), Europäische 
Kommission
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